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Nach den Wahlen in Berlin: 

Auftrag zur Erneuerung 
Je» den Kommunalwahlen in Berlin (sie bildeten 
den Schlußstein beim Prozeß der Wiedervereini- 
8u«g der Stadt) hat sich ein Prozeß weiter fort- 
setzt, der bei den vergangenen Wahlen in ande- 
rn Bundesländern schon deutlich geworden ist: 
ü'e beiden großen Volksparteien sind immer 
Weniger in der Lage, die Mehrheit der Wähler an 
Slch zu binden. In ganz Berlin war ihr gemeinsa- 
mer Anteil erstmalig geringer als 60 Prozent. 
^soweit ist das Berliner Wahlergebnis sicher nicht 
^gewöhnlich. Aber darüber hinaus gibt es Beson- 
derheiten, die großer Aufmerksamkeit bedürfen, 
We'l sie, wenn sie nicht rechtzeitig korrigiert werden. 

Von Karl-Joachim Kierey, 
Generalsekretär des CDU- 

Landesverbandes Berlin 

2u großen Problemen für die deutsche Politik allge- 
me'n und die Volksparteien insbesondere führen 
^rden. 
p£r größte Schock ist sicher das Abschneiden der in 
^°S umgetauften alten SED gewesen. Daß fast ein 
J^ttel der Berliner im Ostteil der Stadt denen ihre 
^irnme gegeben haben, die den Schutthaufen ange- 
ltet haben, den die demokratischen Parteien jetzt 
mühsam wegräumen, ist auf den ersten Blick nicht 
^stündlich. Allerdings hat man zu berücksichtigen, 

aß dieser Prozentsatz relativiert werden muß, da er 
uch durch die geringe Wahlbeteiligung zustandege- 
0rnmen ist. In den letzten zwei Jahren hat die 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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infas: Abwanderungen zu den Republikanern 
Die Republikaner haben im Osten wie 
im Westen der Stadt ihre Wählerzahl 
gegenüber der Abgeordnetenhauswahl 
jeweils verdoppelt, in West-Berlin 
dabei geringfügig mehr Stimmen 
(96.000) erreicht als bei ihrem ersten 
großen Erfolg von 1989 (90.000). Ihre 
Zuwächse verdankt die Schönhuber- 
Partei neben der Mobilisierung von 
Nichtwählern Abwanderungen von 
CDU und SPD im Verhältnis von etwa 

zwei zu eins. Die Union hatte bei der 
Einheitswahl im Dezember 1990 viele 
REP- Wähler von 1989 aus dem Arbei- 
termilieu zunächst wiedergewonnen. 
Viele hiervon sind nun wieder zurück 
nach rechtsaußen gegangen. Die SPD, 
zu deren Klientel diese Wählerschich- 
ten früher gehörten, hat sie nicht wie- 
der an sich ziehen können und weitere 
Anhänger an die Republikaner abge- 
ben müssen. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
SED/PDS 40000 Wähler (das sind 20 
Prozent) verloren. Sie schrumpft immer 
mehr auf den Kernbestand derjenigen, 
die Nutznießer des kommunistischen 
Regimes waren. 

Dennoch erledigt sich die Sache nicht 
von alleine. Wir müssen uns weiterhin 
und verstärkt offensiv mit dem Kommu- 
nismus auseinandersetzen. Wir müssen 
der Gefahr entgegenwirken, daß die radi- 
kalen Linken sich harmlos als Nostalgi- 
ker einer verträumten sozialistischen 
Idylle positionieren und so die Stimmen 
derjenigen bekommen, die sich mit den 
neuen Verhältnissen noch nicht zurecht- 
finden. 
Für die CDU war das Ergebnis im Ostteil 
eine große Enttäuschung. Es ist nur zum 
Teil — wenn sicher auch — damit zu 
erklären, daß gegenwärtig die wirtschaft- 
liche Talsohle erreicht ist, wir in einigen 
Wirtschaftszweigen wie im Bau und im 
Handwerk zwar schon zweistellige 
Zuwachsraten zu verzeichnen haben, dies 
aber von der Mehrheit der Menschen 
noch nicht persönlich erlebt wird. 

Schwerer wiegt — und das geht über die 
Union hinaus, daß das Zusammenwach- 

sen der Deutschen in den Köpfen und 
den Mentalitäten langsamer und in eine111 

komplizierteren Prozeß vorangeht, als 
viele von uns geglaubt haben. Das krasse 
Auseinanderfallen der Ergebnisse im 0& 
teil und Westteil Berlins gerade der 
Union weist auf den tiefen Bewußtseins- 
graben hin, der auch in anderen Berei- 
chen in der früher geteilten Stadt sichtbar 

wird und der hier nur stellvertretend für 
alle Deutschen tagtäglich erlebt wird. 
Hier liegt die eigentliche Aufgabe der 
CDU Deutschlands und naturgemäß in5' 
besondere der Berliner CDU: Wir müs- 
sen in einem kontinuierlichen und 
äußerst sensiblen Prozeß aufeinander 
zugehen und die besondere Bewußtseins' 
läge derjenigen, die ein halbes Jahrhun- 
dert lang in einer Diktatur gelebt haben, 
mehr verstehen lernen. Die Angst ist gr°' 
und ernstzunehmen, daß nach der Mauef 

aus Stein eine geistige Mauer entsteht. 
Im Westteil der Stadt hat die Union auch 
nicht gut, aber doch viel besser als in de11 

östlichen Bezirken abgeschnitten. Hier 
erlebte die SPD einen tiefen Sturz um faS 

7 Prozent, so daß die CDU ihre Rolle als 
stärkste Partei, die sie bei der letzten 
Kommunalwahl verloren hatte, zurück^' 
obern konnte. 
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Kommentare 

Besser als befürchtet 
Von einem demokratischen Standpunkt 
aus gesehen, verlief die erste gemein- 
same Kommunalwahl in Berlin seit 
1976 besser, als viele nach den spekta- 
kulären Gewinnen für die extreme 
Rechte bei den letzten Landtagswahlen 
befürchtet hatten. Die Wahl in Berlin 
bestätigte aber die Tendenz, weg von 
der großen politischen Mitte, wie wir sie 
schon bei den letzten deutschen Regio- 
nalwahlen beobachten konnten. 

Politiken (Kopenhagen) 

Aufatmen 
Die demokratischen Parteien hatten vor 
diesen Berliner Wahlen gezittert. Wenn 
schon im reichen und soliden Baden- 
Württemberg die extreme Rechte vor 
ein paar Wochen die Zehn-Prozent- 
htarke überspringen konnte, was würde 
in Berlin geschehen, dem Ort, an dem 
alle Schwierigkeiten zwischen Ost und 
West aufeinanderprallen, wo die 
Arbeitslosigkeit höher ist, die Mietstei- 
gerungen kräftiger, wo Banden von aus 
der Bahn geworfenen Jugendlichen die 
Sicherheit der Bürger bedrohen ? Nun 
konnten alle aufatmen. Die extreme 
Rechte kam voran, aber es war kein 
Durchbruch.     La Repubblica (Rom) 

le für Berliner Verhältnisse geringe 
ahlbeteiligung (es herrschte allerdings 

.Uch „Kaiserwetter") hat auf das Mobili- 
'erungsproblem bei den Wählern hinge- 
lesen, auf das wir in allen Bundeslän- 

^r" stoßen. 
enn wir nicht schleunigst mit aller 

nergie daran gehen, nicht nur über Par- 
, 'reform zu reden, sondern mit der 

Setzung zu beginnen, werden wir in 

Davongekommen 
So ist also die Hauptstadt, gemessen an 
den Vorhersagen und Befürchtungen 
der zurückliegenden Wochen, noch ein- 
mal mit einem blauen Auge davonge- 
kommen: Die Republikaner, die nach 
ihrem Erfolg von Baden- Württemberg 
auch an der Spree mühelos auf ein 
zweistelliges Ergebnis zuzusteuern 
schienen, haben in Gesamt-Berlin nur 
geringfügig zulegen können, sind bei 
Zuwächsen im Westen vor allem im 
Ostteil weit hinter ihren eigenen hochge- 
steckten Erwartungen zurückgeblieben. 
Das darf bei diesem Urnengang, der 
trotz seiner regionalen Bedeutung auf 
sehr große überregionale Beachtung 
gestoßen ist, als positives Ergebnis 
gewertet werden.        Rheinische Post 

Ost-West-Gefälle 
Interessant ist das starke Ost- West- 
Gefälle in der Stadt. Hier zeigt sich 
deutlich, daß das Zusammenwachsen 
der beiden Teile Berlins nicht einmal 
ansatzweise vorangekommen ist. So 
konnte die PDS in den östlichen Bezir- 
ken ihr Stimmenreservoir von bis zu 30 
Prozent bewahren, während sie im 
Westen Splitterpartei blieb. Mit einiger 
Erleichterung ist festzustellen, daß den 
Republikanern der Einbruch im Ostteil 
versagt war. 

Frankfurter Neue Presse 

noch größere Turbulenzen kommen. 
Ein Wort noch zu den Republikanern: 
Der von ihnen gewollte — und auch all- 
gemein befürchtete — Einbruch in die 
Wählerschaft Berlins ist trotz großer 
Anstrengungen dieser Partei nicht gelun- 
gen. Die konsequente Schlußkampagne 
der Berliner CDU gegen den Radikalis- 
mus von rechts und von links hat offen- 
kundig ihre Wirkung nicht verfehlt.       • 
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Generalsekretär Pfeter Hintze: 

Internationale Offensive gegen die 
Aggression Serbiens ist überfällig 
«J den Beratungen der EG und der 
~No über Maßnahmen gegen die ser- 
^'sche Aggression in Bosnien-Herze- 
Bowina und Kroatien erklärte General- 
sekretär Peter Hintze: 
D»e CDU verurteilt auf das Schärfste die 
tischen Versuche, sich mit militari- 
sier Gewalt, dem Töten von Menschen 
Jjnd durch hunderttausendfache Vertrei- 
ung fremdes Territorium einzuverleiben, 

^faßbar ist, wenn etwa in Dubrovnik 
J*e Menschen durch die Zerstörung der 
^Wasserversorgung in ihrer Existenz 
j>edroht und zugleich gequält werden. 
jJieser Verhöhnung des internationalen 
"echts kann die Völkergemeinschaft 
n,cht tatenlos zusehen. Eine internatio- 
nale Offensive gegen die militärische 
Aggression Serbiens in Bosnien-Herzego- 
Wlna und Kroatien ist überfällig. 

• Die UNO muß umgehend einen Stufen- 
Pjan für ein umfassendes Wirtschafts- und 
Handelsembargo beschließen. 
Dazu zählen 

der sofortige Abbruch des Luft- und 
^nstigen Güterverkehrs mit Serbien und 
M°ntenegro, 
x.   als zweite Stufe ein vollständiges 
^'embargo und 

als weiteres Mittel der Abbruch der 
grämten wirtschaftlichen Beziehungen. 

Serbien und Montenegro müssen inter- 
zonal vollständig isoliert werden. 
Zuzählen 
.. die Ablehnung des Anspruchs Ser- 

ens und Montenegros, automatischer 

Rechtsnachfolger des alten Jugoslawien 
zu sein und 
• der Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen niit Belgrad, 
• die Anerkennung Serbiens und Mon- 
tenegros als eigenständiger Staat nur 
nach Erfüllung der EG-Kriterien. 
• Die internationale humanitäre Hilfe 
muß ausgeweitet und auf mehr Schultern 
verteilt werden. 
Die Völkergemeinschaft steht an der 
Seite der Opfer des nationalistischen Ter- 
rors. Dabei hat Deutschland bisher inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaft die 
meisten Flüchtlinge aus dem ehemaligen 
Jugoslawien aufgenommen und den größ- 
ten Teil der humanitären Hilfe geleistet. 
Die Bereitschaft der EG, 120 Mio. DM 
Soforthilfe für die 1,3 Millionen Flücht- 
linge und Vertriebene in Bosnien-Herze- 
gowina und Kroatien bereitzustellen, ist 
ein wichtiger Schritt in die richtige Rich- 
tung. Erforderlich ist allerdings nicht nur 
eine gerechtere internationale Lastentei- 
lung bei der finanziellen Hilfe, sondern 
auch bei der Aufnahme der Flüchtlinge 
aus den Kriegsregionen. Ein zweites Bari 
darf es nicht geben. 

Personalie 
Neue Pressereferentin der CDU/ 
CSU-Mittelstandsvereinigung ist 
Cosima Ningelgen, bisher Mainzer 
Korrespondentin über rheinland-pfäl- 
zische Landespolitik. 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Einkommensausgleich für die 
deutsche Landwirtschaft und 

Außenschutz konnten gesichert werden 

Das bisherige System der EG-Agrar- 
politik war nicht mehr funktionsfähig. 
Es war nicht mehr in der Lage, die 
Einkommenssicherung der europäi- 
schen Landwirtschaft, und dies trifft 
insbesondere auch für die deutsche 
Landwirtschaft zu, zu gewährleisten. 

Große Überschüsse, die sowohl bei uns 
als auch außerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft ein großes Ärgernis sind, 
dramatisch steigende Haushaltsausgaben 
und gravierende Handelskonflikte auf 
den Weltmärkten waren die Folge. 
Der nun beschlossene Ansatz in der 
Europäischen Agrarpolitik war ohne 
weitgehende Preissenkungen, insbeson- 
dere für Getreide, nicht möglich. Im 
Ministerrat bestand eine große Mehrheit 
für diese Entscheidung ungeachtet der 
deutschen Einwände. 
Die Bundesregierung hat deshalb darauf 
bestanden, und dies auch durchgesetzt, 
daß die dadurch entstehenden Einkom- 
mensverluste der Landwirte weitestge- 
hend ausgeglichen werden und daß das 
System des Einkommensausgleichs poli- 
tisch und finanziell im EG-Haushalt so 
abgesichert ist, daß die Landwirte sich 
darauf verlassen können. 
Mit den in der Frage des Außenschutzes 
getroffenen Entscheidungen sind die Vor- 
aussetzungen dafür geschaffen, daß die 
europäische Landwirtschaft mit gezielten 
Maßnahmen die Überschüsse beseitigen 

kann. Und es besteht nicht die Gefahr, 
daß diese Maßnahmen zur Überschußbe' 
seitigung durch Niedrigpreiseinfuhren 
vom Weltmarkt unterlaufen werden. 
Es kommt nun darauf an, daß die Politik 
in Europa und auch auf nationaler Ebefle 

so gestaltet wird, daß die Wettbewerbs- 
und Leistungsfähigkeit der deutschen 
Landwirtschaft gesichert bleibt. Die 
Besonderheiten der Landwirtschaft in 
den neuen Bundesländern konnten bei 
den Brüsseler Entscheidungen voll 
berücksichtigt werden. 
Die Bundesregierung wird auch in 
Zukunft die deutsche Landwirtschaft zur 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
zum Abschluß der Verhand- 
lungen über die Reform der 
europäischen Agrarpolitik 

Sicherung ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
beim weiteren Anpassungsprozeß mit 
Nachdruck unterstützen. 
Mit dieser Entscheidung des Ministerra- 
tes sind nach Auffassung der Bundesre- 
gierung die Voraussetzungen für einen 
erfolgreichen Abschluß der GATT-Ver- 
handlungen geschaffen. Sie erwartet nufl 
auch von anderen GATT-Handelspart- 
nern Kompromißbereitschaft, damit die 
GATT-Runde bald abgeschlossen werde«1 

J 
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kann. Dies ist für die weitere Entwick- 
lung der Weltwirtschaft unabdingbar. 
Ich möchte an dieser Stelle Herrn Bun- 
desminister Kiechle für seine Verhand- 
tongsführung ausdrücklich danken. Er 
hat mit großem Nachdruck und persönli- 
chem Engagement die Verhandlungen 
geführt und dabei die Interessen der 
deutschen Landwirtschaft vertreten. Er 
hatte dabei meine volle Unterstützung. 

Das sind die Fakten: 
26 Millionen Tonnen Getreide, 
900.000 Tonnen Rindfleisch, 
260.000 Tonnen Butter, 
280.000 Tonnen Magermilchpulver 
Werden als unverkäufliche Überschüsse 
Produziert. 

pas waren die Kosten 
im letzten Jahr: 
11 Milliarden Mark für den Milchmarkt, 
!0 Milliarden Mark für Getreide, 
9 Milliarden Mark für Rindfleisch, 
8 Milliarden Mark für Ölsaaten. 

Trotz dieses gewaltigen Aufwands sind 
die Einkommen der Bauern gesunken. 
Der Subventionswettlauf auf dem Welt- 
markt war nicht mehr zu bezahlen. Dies 
hat alle zwölf Mitgliedstaaten zu einem 
außergewöhnlichen Kraftakt vereint. 
Nichtig ist: Jetzt erhalten alle Bauern die 
Ausgleichsprämie; nennenswerte Einbu- 
ßen werden nicht eintreten. Die bisherige 
Situation sieht so aus, daß die Getreide- 
Preise von 1983/84 bis 1991 um 32 Pro- 
zent gesunken sind, ohne daß dafür auch 
nur ein Pfennig Ausgleich gezahlt worden 
Wäre. 

• ßei Milch, Rind- und Schaffleisch wer- 
den die Einkommen stabilisiert. Aus die- 
sen Produkten stammen rund 42 Prozent 
der Erlöse der deutschen Landwirtschaft. 
• Schweine, Eier und Geflügel, Zucker, 
^ein, Obst und Gemüse sind von der 

Reform nicht betroffen. Aus diesen Pro- 
dukten erzielen unsere Bauern 36 Prozent 
ihrer Erlöse. 
• Das Getreide trägt mit 9 Prozent zum 
Erlös der deutschen Landwirtschaft bei. 
Für die Preissenkungen gibt es nicht nur 
die beschlossenen Ausgleichszahlungen; 
vielmehr dürften auch die Mehrverfütte- 
rung des billigeren Getreides sowie 
Extensivierung und Flächenstillegung zur 
Wiederherstellung des dringend erforder- 
lichen Marktgleichgewichts beitragen. 
Das böte Raum für eine Erholung der 
Marktpreise, weil 
• der Schwellenpreis, also der Außen- 

schutz, ausreichend hoch genug fest- 
gelegt ist, um Billigimporte abzuweh- 
ren, 

• eine EG-weite Produktionsverringe- 
rung durch eine beachtliche Flächen- 
stillegung und durch die Extensivie- 
rungswirkung der Preisentscheidung 
in der ganzen Gemeinschaft stattfin- 
det und 

• wesentlich mehr Getreide verfüttert 
werden wird als bisher. 

Nur wer Flächen stillegt, erhält 
den Ausgleich für die Preisanpas- 
sung bei Getreide. Die Kleinerzeu- 
ger sind von der Pflicht zur Flä- 
chenstillegung befreit. 

Vorteile für die Allgemeinheit: 
• Den ausufernden Überschüssen mit all 
den Ärgernissen, die von ihnen ausgin- 
gen, wird ein starker Riegel vorgescho- 
ben. 
• Extensivierung und Flächenstillegung 
gegen entsprechende Prämien wirken 
sich ebenso umweltfreundlich aus wie die 
vorgesehene Aufforstung und die stärkere 
Förderung der nachwachsenden Roh- 
stoffe. Ökologische Gesichtspunkte spie- 
len auch in der Landwirtschaft eine 
zunehmend wichtigere Rolle. • 
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Brandenburg wird 
zweitgrößter 
Bundeswehrstandort 
im Osten 
Brandenburg soll nach den 
Worten von Bundesverteidi- 
gungsminister Volker Rühe 
nach Mecklenburg-Vorpom- 
mern zweitgrößter Bundes- 
wehrstandort in Ostdeutsch- 
land werden. In 36 Gemein- 
den würden 1994 rund 25.400 
Bundeswehrangehörige, 
17.800 Soldaten und 7.600 
Zivilbeschäftigte stationiert, 
erklärte Rühe. In der Vergan- 
genheit waren in Branden- 
burg rund 100.000 GUS-Sol- 
daten sowie 40.000 NVA- 
Militärs stationiert. 

Sächsischer 
Hersteller von 
Fahrzeugheizungen 
privatisiert 
Die Fahrzeugheizungen 
Kirchberg GmbH im sächsi- 
schen Kirchberg (Kreis Zwik- 
kau) ist privatisiert. Die Behr 
GmbH & Co. (Stuttgart) über- 
nehme die 254 Mitarbeiter 
und plane für die nächsten 
zwei Jahre Investitionen in 
einer Größenordnung von 
vier Millionen DM, teilte die 
Treuhandanstalt mit. Die 
Fahrzeugheizungen Kirch- 
berg GmbH war in der ehe- 
maligen DDR alleiniger Pro- 
duzent von Heizungs- und 
Lüftungsanlagen für Kraft- 
fahrzeuge. 

EG verstärkt Hilfen 
für die neuen Länder 
Die neuen Länder begrüßen 
die Entscheidung der EG, die 

Nachrichten 
aus den 
neuen Ländern 

Neu-Länder voraussichtlich 
ab 1994 zum „Ziel-1-Gebiet" 
zu erklären und damit die 
Strukturhilfen zu verdoppeln, 
sagte das Mitglied der EG- 
Kommission, Schmidhuber, 
in Dresden. Auf einer Konfe- 
renz des Europaparlaments 
unter Vorsitz seines Präsiden- 
ten Klepsch schilderten Politi- 
ker der neuen Länder die Pro- 
bleme ihrer Regionen. Unter- 
stützt wurden sie von Bundes- 
arbeitsminister Blüm, der 
sagte, Europa habe durch die 
Einheit Deutschlands 
„16 Millionen Bürger dazuge- 
wonnen". 

Neue Buchbinderei- 
maschinenfabrik 
für 50 Millionen 
DM in Leipzig 
Die McCain-Brehmer Buch- 
bindereimaschinen GmbH 
(Leipzig) will im Nordosten 
der Messestadt eine der 
modernsten Fabriken für den 
Bau von Buchbindereimaschi- 
nen errichten. Dafür sollen 
rund 50 Millionen DM inve- 
stiert werden. Die GUF/GFO 
Beratungsbüro (Düsseldorf) 
als Planungsunternehmen 
und das Architektenbüro 
Amen (Düsseldorf) wollen 
gemeinsam mit den Bauunter- 
nehmen alle Maßnahmen bis 
zum Januar nächsten Jahres 
abschließen, um den rund 500 
Mitarbeitern am neuen Stand- 
ort optimale Arbeitsbedingun- 
gen zu sichern. 

Readymix will in 
Ostdeutschland 
1,3 Milliarden DM 
investieren 
Der Baustoffkonzern Ready- 
mix AG will bis 1995 insge- 
samt 1,3 Milliarden DM in 
Ostdeutschland investieren. 
Mit Investitionen von 450 
Millionen DM habe die Rea- 
dymix Berlin GmbH (RMB) 
bereits die wichtigsten Stand- 
orte erworben, sagte Konzern- 
chef Gerd Hörstenmeyer. In 
Ostdeutschland beschäftigt 
Readymix 1.660 Mitarbeiter. 

Hoher Frauenanteil bei 
der Berufsausbildung 
Der Anteil weiblicher Lehr- 
linge bei der Berufsausbil- 
dung in Ostdeutschland ist 
höher als in den alten Bun- 
desländern: Von den 145.000 
Auszubildenden in Ost- 
deutschland, die die dortigen 
Industrie- und Handelskam- 
mern Ende 1991 verzeichne- 
ten, waren 62.100 oder 43 Pro- 
zent junge Frauen. Dies ergab 
eine jetzt abgeschlossene 
Umfrage des Deutschen Indu- 
strie- und Handelstages 
(DIHT). In den alten Bundes- 
ländern liegt der Frauenanteil 
„nur" bei 42 Prozent 
(-= 307.700 weibliche Lehr- 
linge). 

Mehr als 270 Firmen 
zur Fachmesse für 
Gebäudeausrüstung 
Mehr als 270 in- und auslän- 
dische Firmen haben sich bis- 
her für die vom 16. bis 19. 
September in Leipzig stattfin- 
dende Fachausstellung für 
technische Gebäudeausrü- 
stung angemeldet. • 
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Neue Bundesländer 

Privatisierung keine Wunderwaffe 
zur Lösung der Wohnungsprobleme 
Kompromißbereitschaft aller politi- 
scher Ebenen bei der Bewältigung der 
Altschuldenproblematik in den fünf 
neuen Bundesländern fordert der Bun- 
desfachausschuß Städte- und Woh- 
nungsbaupolitik der CDU. 

Wie dessen Vorsitzender, Werner Dörf- 
•inger, nach einer Sitzung des Ausschus- 
ses erklärte, drohe bei mangelnder Bereit- 
schaft zur Verständigung und einem 
Ignorieren der seitens der Bundesregie- 
rung angebotenen Überbrückungshilfe 
die Gefahr, daß das vereinbarte Morato- 
rium auslaufe, ohne daß man bei der für 
die weitere Entwicklung in den fünf 
neuen Bundesländern wichtigen Altschul- 
denproblematik auch nur Lösungsansätze 
gefunden habe. 

Ebenso plädierte der Ausschuß für eine 
betont differenzierte Betrachtungsweise 
>n bezug auf die Privatisierung des im 
gemeindlichen oder genossenschaftlichen 
Besitz befindlichen Wohnungsbestandes 

in den fünf neuen Bundesländern. Die 
Privatisierung sei keine unbesehen einzu- 
setzende Wunderwaffe zur Lösung der 
Probleme, sondern werde sich vermutlich 
langsamer vollziehen als ursprünglich 
geplant. 

Dies gelte insbesondere deshalb, weil es 
vermutlich unverzichtbar sei, vor dem 
Ansetzen zur Privatisierung durch öffent- 
liche Träger Dächer, Fassaden und Lei- 
tungssysteme in einen technisch einwand- 
freien Zustand zu bringen. Ferner gehe es 
auch darum, insbesondere in den in Plat- 
tenbauweise errichteten verdichteten 
Siedlungen das soziale Umfeld so schnell 
wie möglich zu verbesssern. 

Was die Entwicklung der Bodenpreise in 
den fünf neuen Bundesländern angeht, 
plädierte der Bundesfachausschuß dafür, 
preisdämpfende Einflüsse dort auszu- 
üben, wo entweder die Treuhandanstalt 
oder die öffentliche Hand durch eigene 
Preigestaltung die Möglichkeit dazu 
habe. • 

IBM will 1992 für 
100 Millionen DM 
»n den neuen 
Ländern ordern 
Der Computerhersteller IBM 
W>U die Bestellungen bei 
^ulieferfirmen in den neuen 
Bundesländern ausweiten. 
F"r 1992 plant IBM Deutsch- 
end (Sindelfingen), bei gut 
125 Firmen Produkte für etwa 
'°0 Millionen DM zu bezie- 
hen. 1991 wurden bei 97 

Betrieben in den neuen Län- 
dern Zulieferungen für etwa 
50 Millionen DM geordert, 
sagte der Leiter der IBM- 
Region Ost, Peter Baumann. 

Höhere EG-Hilfe 
für Ost-Werften 
Den ostdeutschen Werften 
sollen nach einem Vorschlag 
der EG-Kommission vorüber- 
gehend erheblich höhere Pro- 
duktionsbeihilfen gewährt 
werden dürfen als anderen 

Schiffbaubetrieben in der 
Gemeinschaft. Zur Vorausset- 
zung macht die Behörde aller- 
dings, daß die Werftkapazitä- 
ten im Osten bis 1995 um 40 
Prozent gesenkt werden. Die 
Sonderregelung soll auch nur 
für solche Unternehmen gel- 
ten, die bereits vor der deut- 
schen Vereinigung bestanden. 
Alle Beihilfen müssen im 
Prinzip vor Ende 1993 ausge- 
zahlt sein, da die geltende 
Siebte Schiffbau-Richtlinie 
der EG ausläuft. 
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Beharrlichkeit 
zahlt sich aus 
Zur Bekämpfung der Organisierten 
Kriminalität erklärte der rechtspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Norbert Geis: 

Seit Jahren fordert die Union energische 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Orga- 
nisierten Kriminalität. Die wichtigste 
Forderung: Einsatz technischer Mittel 
auch in Wohnungen zur Aufklärung 
schwerster Straftaten. Die Verabschie- 
dung eines entsprechenden Gesetzes 
scheiterte bislang am energischen Wider- 
stand der SPD, aber auch des Koalitions- 
partners FDP. 
Nunmehr ist es der Union gelungen, 
namhafte SPD- und FDP-Politiker, von 
der unabänderlichen Notwendigkeit die- 
ser Gesetzesmaßnahme zu überzeugen, 
will man unseren Staat nicht hilflos und 
tatenlos den Mafia-Banden ausliefern. 
Der Rechtsausschuß des Deutschen Bun- 

destages hat mit den Stimmen den Union, 
aber auch der SPD und FDP mehrheit- 
lich einen Entschließungsantrag ange- 
nommen, der die Grundlage bietet, das 
kurz vor der Verabschiedung stehende 
Gesetz zur Bekämpfung der Organisier- 
ten Kriminalität um eine wichtige weitere 
Maßnahme zu ergänzen: nämlich um 
eine Bestimmung, die den Einsatz techni- 
scher Mittel auch in Wohnungen zur Auf- 
klärung und Verfolgung Organisierter 
Kriminalität zuläßt. Sollte sich bei der 

Änderung des Art. 13 in die 
Überlegungen einbeziehen 

Prüfung dieser Gesetzesmaßnahme her- 
ausstellen, daß eine Änderung des Art. 13 
GG nötig ist, wird auch diese Änderung 
in die Überlegungen einzubeziehen sein. 
Bei allem Bedauern über das jahrelange 
Zögern können wir nun hoffen, daß CDU 
und CSU künftig nicht mehr die einzigen 
Parteien sind, die für effektive Verbre- 
chensbekämpfung eintreten. Nur ein star- 
ker Staat hat die Kraft zum Rechtsstaat! 

Psychologenverband warnt vor Freigabe von Drogen 
Für eine Entkriminalisierung von 
Drogenkonsumenten, aber gegen 
die Freigabe von Rauschgift hat 
sich der Berufsverband Deutscher 
Psychologen (BDP) zum 15. Bun- 
desdrogenkongreß in Berlin ausge- 
sprochen. 
Der Forderung nach Drogenfreigabe 
liege eine falsche Vorstellung von 
Humanität und Freiheit zugrunde, 
hieß es. Vielmehr müsse es darum 
gehen, frei von Drogen ein erfülltes 
Leben zu führen. 
Die Psychologen wandten sich dage- 

gen, „die meist jugendlichen Kiffer 
und Fixer hinter Gitter zu bringen und 
damit Einflüssen auszusetzen, unter 
denen sie dann erst oft zu wirklichen 
Kriminellen werden". Es müsse der 
Grundsatz „Therapie statt Strafe" gel- 
ten. 

Drogenkonsum sei die Spitze eines 
Trends zur „Versüchtelung der Gesell- 
schaft". Seelischer Hintergrund für 
den Griff zur Droge seien Orientie- 
rungslosigkeit, Maßlosigkeit und die 
Unfähigkeit, Bedürfnisse aufzuschie- 
ben. 
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Drogenfreigabe in Deutschland 
hätte verheerende Sogwirkung 
Die jüngsten Vorschläge einer hessi- 
schen „Expertenkommission" zur Frei- 
gabe weicher Drogen und zur zukünfti- 
gen Entkriminalisierung von Heroin 
sind abenteuerlich und zeugen einmal 
niehr von der völligen Realitätsferne 
der Sozialdemokraten bei der Drogen- 
bekämpfung. 

Die hessische Juristenkommission hat 
dabei übersehen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland sich im Rahmen dreier 
internationaler Suchtstoffübereinkom- 
nien verpflichtet hat, dem Drogenmiß- 
brauch strafrechtlich konsequent zu 
begegnen. 

Roland Sauer, Leiter des Gesprächskrei- 
ses Drogen der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 1961 sind wir dem Einheitsüber- 
einkommen über Suchtstoffe und 1971 
dem Vertrag über psychotrope Stoffe bei- 
getreten. Beide Verträge beschränken die 
Nutzung dieser Mittel ausschließlich auf 
den medizinischen und den wissenschaft- 
»chen Bereich. 
Gerade die den stets einen deutschen 
Sonderweg ablehnende SPD sollte wis- 
sen, daß wir das Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen unerlaubten 
verkehr von Drogen unterzeichnet haben 
ünd bald ratifizieren werden. 

Dort steht schwarz auf weiß in Artikel 3, 
Absatz 2: „Jede Vertragspartei trifft... 
die notwendigen Maßnahmen, um nach 
'hrem innerstaatlichen Recht den Besitz, 
den Kauf oder den Anbau von Suchtstof- 
fen oder psychotropen Stoffen ... als 
Straftat zu umschreiben." 
Ein isoliertes Vorpreschen Deutschlands 
jnn dem Ziel einer Freigabe von Drogen 
nätte zur Folge, daß Deutschland in eine 

Insellage mit verheerender Sogwirkung 
geriete. Die Bundesrepublik würde neben 
den Niederlanden zum Ziel eines euro- 
päischen Drogentourismus. 

Die hessische Justizministerin sollte also 
erst einmal ihre Hausaufgaben machen 
und die internationalen Verträge studie- 
ren, ehe sie Empfehlungen für den Bun- 
desrat ausarbeiten läßt. 

Nicht das Strafrecht ist kontraproduktiv, 
sondern die ständigen Versuche, Drogen- 
konsum salonfähig zu machen und zu 
glauben, das Drogenproblem auf diese 
angenehme Art und Weise lösen zu kön- 
nen. 
Die verharmlosend „weiche Drogen" 
genannten Suchtmittel sind nicht etwa 
stärkere Zigaretten, wie von der hessi- 
schen Kommission suggeriert, sondern 
Stoffe, die zu sehr schweren Entwick- 
lungsstörungen gerade bei Heranwach- 
senden führen. 
Wer wie die SPD Cannabisprodukte frei- 
geben will und über die Entkriminalisie- 
rung von Kokain und Heroin philoso- 
phiert, drückt die Hemm- und Probier- 
schwelle für Drogen erheblich herab. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
diesem falsch verstandenen und beque- 
men Liberalismus nicht nachgeben und 
weiterhin auf einer Drogenpolitik behar- 
ren, die auf den drei Säulen „Vorbeugung 
und Aufklärung", „Therapie vor Strafe" 
und „Repression gegen die Drogenhänd- 
ler" fußt. 
Nur dadurch und nicht durch eine 
irgendwie geartete Freigabe von Drogen 
wird dem Grundsatz „Hilfe vor Strafe" 
Rechnung getragen und den Süchtigen 
tatsächlich geholfen. • 
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Rückschlag für den europäischen Gedanken 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
bedauert das Urteil des Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) zur Einführung 
von Straßenbenutzungsgebühren auch 
in Deutschland. Vor einer abschließen- 
den Bewertung sind das Urteil und 
seine Begründung sorgfältig zu analy- 
sieren. 
Dirk Fischer, verkehrspolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 
Daß der entscheidende Mangel des 
Gesetzes in der gleichzeitigen Absenkung 
der Kraftfahrzeugsteuer gelegen hat, muß 
Veranlassung geben, darüber nachzuden- 
ken, wie wir auch in Deutschland zu 
einer gerechteren Anlastung der Wegeko- 
sten kommen können. 
Bundesregierung, Deutscher Bundestag 
und Bundesrat sind sich darüber einig, 
daß nun eine europäische Regelung des 
Wegekostenproblems unverzichtbar ist 
• für eine umweltgerechtere Arbeitstei- 
lung zwischen den Verkehrsträgern, 
• für eine Angleichung der Wettbewerbs- 
bedingungen zwischen den einzelnen Ver- 
kehrsträgern, 

• für eine Angleichung der Wettbewerbs- 
bedingungen zwischen den Güterkraft- 
verkehrsunternehmen in der EG und 
• für eine gerechte Anlastung der Wege- 
kosten bei der Nutzung der Infrastruktur. 
Es gilt diesen Weg beharrlich fortzuset- 
zen, auch wenn mit dem heutigen Urteil 
zunächst einmal ein gewisser Rückschlag 
erlitten wurde. Die Ungerechtigkeit, die 
viele Deutsche empört, ruft unverändert 
nach Beseitigung, daß ausländische 
Kraftfahrzeuge das deutsche Straßensy- 
stem kostenlos benutzen, während deut- 
sche Autofahrer im Ausland kräftig 
abkassiert werden. 

Gerechte Lösung erforderlich 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
einer europäischen Lösung stets den Vor- 
rang gegeben vor einer nationalen 
Lösung. Kommission und Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaft sind nun aufgeru- 
fen, die ungerechten nationalen Regelun- 
gen durch eine europäische Lösung der 
gerechten Wegekostenanlastung abzulö- 
sen. 

Vollwertige Mandate für 18 deutsche Beobachter 
im Europäischen Parlament bleiben vorrangiges Ziel 
Die Einrichtung vollwertiger Man- 
date für die 18 deutschen Beobach- 
ter im Europäischen Parlament 
bleibt ein vorrangiges Ziel der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 
Die Aufstockung auf 99 deutsche 
Abgeordnete im Europäischen Parla- 
ment (EP) ist dringend notwendig, vor 
allem um eine angemessene Vertre- 
tung der neuen Bundesländer im EP 
zu garantieren. 

Peter Kittelmann, europapolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion begrüßt darum die Empfeh- 
lung des Institutionellen Ausschusses 
des EP, eine neue Sitzverteilung vor- 
zunehmen. Es bleibt zu hoffen, daß 
nach der Beratung der Ausschußemp- 
fehlung gegen Ende des Jahres end- 
lich eine positive Entscheidung im 
Sinne der deutschen Vertretung fällt. 
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Verbesserung der 
Standortqualität 
Deutschlands 
ft * 

*> der Diskussion um den Wirt- 
y hjtftsstandort Deutschland ist eine 
t *Jsachlichung notwendig. Die Vor- 

®.,*c müssen ebenso genannt werden 
*le die Nachteile. Als Vorteile gelten 
j^sbildung und Motivation der Mitar- 
J>ter, das hohe Produktivitätsniveau, 
,ltfaktive Absatzmärkte, das gute Ver- 

enrs- und Nachrichtenübermittlungs- 
^tem sowie die hohe soziale und poli- 
ce Stabilität. 

Ur die Verschlechterung des Standortes 
eutschland sind die hohen Lohnneben- 

, °sten, die kurzen Arbeitszeiten, die 
nen ertragsunabhängigen Steuern und 

le hohe behördliche Regelungsdichte 
erantwortlich. 

j.,e Exportnation Bundesrepublik 
I eutschland muß S1C^ dem internationa- 

n Standortwettbewerb stellen. Insbeson- 
re im pazifischen Raum sind aus ehe- 
^!gen Entwicklungsländern zwischen- 

p ll'ich Industriestaaten mit modernen 
°duktionsmethoden und -verfahren 
^standen, die heute das Tempo am 

, ejtmarkt vorgeben und bestimmen. 
jj enrere hundert Millionen fleißige, 
unmotivierte, fortschritts- und technik- 

begeisterte Menschen in diesen Ländern 
arbeiten daran, den Lebensstandard des 
Westens einzuholen und zu übertreffen. 
Die Arbeitskosten in der verarbeitenden 
Industrie lagen 1991 in Deutschland bei 
40,48 DM. Bei unseren Hauptkonkurren- 
ten Japan und USA bei 29,63 DM bzw. 
25,57 DM. Wir zählen damit weltweit zu 
einem der teuersten Produktionsstand- 
orte. Hinzu kommt, daß ein japanischer 
Arbeitnehmer rund 650 Stunden, ein 
Amerikaner rund 340 Stunden im Jahr 
mehr arbeitet. Den Tarifparteien fällt 
daher eine zentrale Verantwortung zu, 
nämlich Arbeitsplätze und Investitionen 
im internationalen Wettbewerb zu 
sichern. 
Matthias Wissmann, wirtschaftspoliti- 
scher Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: Wir brauchen moderate 
Lohnabschlüsse, die sich stärker am 
betrieblichen Leistungsvermögen und an 
den beschäftigungspolitischen Erforder- 
nissen orientieren. Auch die Ertragsbe- 
steuerung deutscher Unternehmen ist im 
internationalen Vergleich zu hoch. Es ist 
deshalb von überragender gesamtstaatli- 
cher Bedeutung, noch vor Beginn des 
Europäischen Binnenmarktes die zweite 
Stufe der Unternehmenssteuerreform zu 
beschließen. Jeder Unternehmer muß bis 
zum Jahresende wissen, unter welchen 
steuerlichen Bedingungen er künftig im 
Binnenmarkt konkurriert und wann die 
Reform in Kraft tritt. 

Fachgespräch im Konrad-Adenauer-Haus 
"Geschichte aufarbeiten: Erfahrungen in den Ländern des ehemaligen Ost- 
blocks" ist das Thema eines weiteren Fachgesprächs im Konrad-Adenauer-Haus 
m Bonn. Teilnehmer des Podiums kommen aus Ungarn, der CSFR, Polen und 

ulgarien. Die Moderation der Veranstaltung hat die stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU, Bundesministerin Angela Merkel. 
•Termin: Mittwoch, 10. Juni 1992, 19.00 Uhr 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Entwicklung in der Heimat 
statt Asyl in der Fremde 

Als die Mütter und Väter des Grund- 
gesetzes wenige Jahre nach dem Ende 
von Diktatur und Weltkrieg das welt- 
weit einmalige individuelle Grundrecht 
auf Asyl im Grundgesetz verankerten, 
konnten sie die stürmische Entwick- 
lung im ausgehenden 20. Jahrhundert 
nicht vorhersehen. Nach der Barbarei 
des Nationalsozialismus und in einem 
materiell und moralisch weitgehend 
zerstörten Land war der Artikel 16 des 
Grundgesetzes eine wichtige morali- 
sche Entscheidung, die einzulösen auf 
Jahrzehnte hinaus keine Probleme 
bereitete. 

Wir leben heute in einer völlig veränder- 
ten Welt. Millionen von Menschen sind 
auf der Flucht vor Hunger und Armut, 
vor politischer Unterdrückung und vor 
Umweltzerstörungen. Dazu kommen all 
die Menschen, die in der Hoffnung auf 
eine bessere wirtschaftliche Zukunft von 
Schlepperorganisationen nach Deutsch- 
land gebracht werden. Der jüngste Welt- 
bevölkerungsbericht der Vereinten Natio- 
nen spricht von „einem neuen Zeitalter 
der Völkerwanderungen". 

Artikel 16 unseres Grundgesetzes ist in 
der Alltagsrealität längst nicht mehr nur 
der rettende Anker für die, die wegen 
politischer Verfolgung an unseren Gren- 
zen stehen. Artikel 16 ist, so wie er heute 
in Anspruch genommen wird, längst zum 
Ventil geworden, das sich unter dem 
Druck einer zunehmenden Zahl von 

Menschen, die sich auf Wanderschaft 
befinden, immer weiter öffnet. 
Dieses Problem ist eines der drängend- 
sten Probleme der deutschen Innenpol1' 
tik geworden. Der öffentliche Meinung8' 
streit reicht von dumpfen ausländerfeil10 

liehen Parolen, mit denen jetzt wieder 
Rechtsradikale Stimmen einfangen, von 
dummen Biertischsprüchen über polit1' 
sches Taktieren bis hin zu einer realitätS' 
fremden Überschätzung der Leistungs»3' 
higkeit unserer Gesellschaft in dieser 
Frage. 
Wenn, wie es in unserem Grundsatzp1"0.' 
gramm heißt, das christliche Verstand111 

vom Menschen für uns eine ethische 

Aus der Rede des Generalse- 
kretärs der CDU und Vorsit- 
zenden des Evangelischen 
Arbeitskreises, Peter Hintze, 
auf dem 4. Deutschland- 
Forum des EAK in Frank- 
furt/Main am 16. Mai 1992 

Grundlage für unsere Politik ist, dann 
kann CDU-Politik niemals eine Politik 
gegen Fremde sein. Als Partei mit dem 
„C" im Namen stehen wir in der Pflicht' 
uns schützend vor Fremde zu stellen ufl 
gegen Ausländerfeindlichkeit, Diskrin11' 
nierung und Gewalt anzugehen. Men- 
schenwürde ist unteilbar. Alle Mensche ' 
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^bhängig von Rasse und Nationalität, 
d
aben die gleiche Würde. Deshalb kann 
^ Recht auf Asyl für politisch Verfolgte 

cnt zur Disposition gestellt werden. 
^ lst eine politische Führungsaufgabe, 
r
en Menschen in Deutschland zu erklä- 
j^1' daß wir auch in Zukunft mit vielen 
j Aschen aus anderen Ländern bei uns 
£ben werden. Als Land in der Mitte 
$.
Ur°pas mit weitgehend offenen Grenzen 

.nd alle Vorstellungen, uns gegenüber 
Isländern vollständig abschotten zu 
°nnen, unrealistisch. Sie entsprechen 
ch nicht den Bedingungen einer zusam- 

^rückenden Welt, die erkannt hat, daß 
Je großen Probleme wie Hunger, Not, 
"^^eltschäden, ob sie im brasiliani- 

schen einer Welt  

u en Regenwald sind oder aus den 
l)e °

niolgestaaten der Sowjetunion dro- 
K  > nur dann überwunden werden kön- 
Cj > ^enn wir uns als die Menschen der 
>^Ü Welt oder — theologisch gespro- 
Q n — in der einen guten Schöpfung 
°ttes verstehen. 
Pbissen, daß wir nicht alle Menschen 
J üns dauerhaft aufnehmen können, die 
Ve

mrnen wollen oder die hergebracht 
hÜ .- Die Integrationskraft unserer 

jeder Gesellschaft, der Arbeitsmarkt 
die Begrenztheit der Ressourcen las- 

Qles nicht zu. Wer darauf keine Rück- et 

jj*1 redet, der erreicht damit das Gegen- 
°n dem, was wir erreichen müssen: 

nimmt, der fördert Ausländerfeind- 
«r (f e'1 und soziale Konflikte, auch wenn 
«in "es überhaupt nicht beabsichtigt. Wer 
\y ' unbegrenzten Zuwanderung das 
teil 

£ Qie Menschen in Deutschland und in 
de Pa miteinander leben und aufeinan- 
K. 2ugehen lernen. 
F|ü Beseitigung der Ursachen, die zu 
qL "Bewegungen aus wirtschaftlichen 

nden führen, ist langfristig der eigent- 

liche Schlüssel zur Lösung der Fluchtpro- 
bleme. Wenn wir die Menschheitsge- 
schichte betrachten und fragen, wann hat 
es Völkerwanderungen gegeben und 
warum hat es sie gegeben, dann lautet die 
Antwort: Die Menschen konnten dort 
nicht mehr leben, wo sie lebten. Der 
Eiserne Vorhang mit all seinen Schrecken 
und seiner Unterdrückung hat eine solche 
Bewegung in der Vergangenheit 
gehemmt. Ihn haben wir zum Glück über- 
wunden. Aber jetzt kommt es darauf an, 
daß wir gemeinsam an einer Welt arbei- 
ten, die auch die Probleme überwindet, 
die die Menschen haben, denen es 
wesentlich schlechter geht als uns. 

„Entwicklung in der Heimat statt Asyl in 
der Fremde": Das ist die einzig befriedi- 
gende Antwort auf diese Herausforde- 
rung. Allerdings, und das sage ich an 
unsere europäischen Nachbarn, das sage 
ich im Blick auf die Vereinigten Staaten, 
und das sage ich auch den wirtschaftlich 
starken Staaten in Asien: Hier geht es um 
Dimensionen, die in bilateralen Koopera- 
tionen nicht mehr zu bewältigen sind. 
Das können wir nicht alleine schaffen. 
Hier sind alle entwickelten industriali- 
sierten Staaten in der Pflicht. Hier müs- 
sen wir schnell eine Verantwortungsge- 
meinschaft herstellen in Europa, mit den 

Lasten fair verteilen 

Amerikanern und mit den Japanern, weil 
die Friedensfrage im ausgehenden 20. 
Jahrhundert ist, ob wir das Weltarmuts- 
problem bewältigen. 
Dort, wo bereits ein breites internationa- 
les Zusammenwirken zustande gekom- 
men ist, muß dringend geprüft werden, 
ob die Lasten fair verteilt worden sind. 
Von den zwischen September 1990 und 
Januar 1992 geflossenen Hilfen an die 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion 
kamen 75 Prozent aus der EG und davon 
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Kommunale Pressearbeit 
10. bis 12. Juli 1992 in Schloß 
Eichholz, 5047 Wesseling 
Veranstaltung Nr. 206 

Programm: 
• Freitag, den 10. Juli 1992 
bis 17.30 Uhr: Anreise 
18.45 bis 21.00 Uhr: Politik und 
Presse. Über die Zusammenarbeit mit 
Lokalredakteuren 
Einführende Referate und Diskussion 

• Samstag, den 11. Juli 1992 
9.00 bis 12.30: Praktische Übungen I 
Zeitungen brauchen aktuelle Nach- 
richten. Wie eine druckreife Pressemit- 
teilung aussehen sollte   ' 

14.00 bis 16.00 Uhr: Fortsetzung der 
Praktischen Übungen I und Auswer- 
tung 
16.30 bis 18.00 Uhr: 
Praktische Übungen II 

Mensch ärgere Dich nicht! Wie der 
Leser seine Zeitung wirksam mitge- 
stalten kann 
18.45 bis 21.00 Uhr: Fortsetzung der 
Praktischen Übungen II 
und Auswertung 

• Sonntag, den 12. Juli 1992 
9.00 bis 12.30 Uhr: 
Praktische Übungen III 
Einmal wöchentlich sind wir dabei! 
Erarbeitung einer Strategie für eine 
langfristig erfolgreiche Zusammenar- 
beit mit der Presse 

Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Institut für Politische Bildung 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 
Telefon (022 36) 70 72 32 

alleine 57 Prozent aus Deutschland. Die 
USA waren mit 6,1 Prozent und Japan 
mit 3,4 Prozent beteiligt. 
Das sind Zahlen, die sich ändern müssen. 
Die Weltverantwortung kann nicht 
alleine von Deutschland, sie kann auch 
nicht alleine von Europa getragen wer- 
den, sondern all die, die das wirtschaft- 
lich können, müssen ihren Beitrag leisten, 
und zwar nicht nur aus einer großen 
moralischen Verantwortung für die Welt, 
sondern auch aus dem Denken heraus, 
daß Sicherheit und Frieden nur möglich 
sind, wenn alle, die dazu die Kraft haben, 
sich daran beteiligen. 
Notwendig sind nicht nur finanzielle Mit- 
tel. Es kommt auch darauf an, daß wir 
die wirtschaftliche Kraft intelligent und 

gerecht einsetzen. Es kommt darauf a^' 
daß wir den Welthandel fair gestalte11 

Stichwort GATT; es kommt darauf a?' 
daß wir für die Länder, die jetzt für d,e 

Umwelt in der Welt eine große Verarrt'. 
wortung haben, ich denke etwa an Bra 

lien und den Regenwald, nicht nur m° 
lische Appelle übrig haben. 

Diese Länder brauchen im Welthande' 
eine faire Chance für ihre Produkte; s' 
brauchen eine Möglichkeit, in der we' 
weiten Marktwirtschaft mitzuhalten, 
indem wir ihnen Hilfe zur eigenen E11 

wicklung geben. Wir müssen aber auC 
die dringend notwendige Ergänzung    , 
unseres Grundgesetzes erreichen, um 
Asylproblematik mit europäischen A11 j 
worten begegnen zu können. 
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j^idesparteitag in Oberndorf 

|rwin Teufel: Zur Koalition mit der 
SPD gibt es keine Alternative 
[löer Landesparteitag der CDU 
J^en-Württemberg stimmt einer 
J°*Htion zwischen CDU und SPD auf 

** Grundlage der vorliegenden Koali- 
jl0nsvereinbarungen für die nächste 

e8»slaturperiode zu." 

. iesem Antrag des Landesvorstandes an 
Sj? 33. Landesparteitag der CDU Baden- 
!^ürttemberg, der am 23. Mai in Obern- 
0rfam Neckar tagte, stimmten in gehei- 

r* Abstimmung 290 der 389 stimmbe- 
Jchtigten Delegierten zu. 85 Delegierte 
l,mmten mit Nein. 
er Abstimmung ging eine mehrstündige 

inte .   nsive Aussprache voraus, die sich mit 
v
8 Wortmeldungen der Rede des Landes- 

T
0rsitzenden, Ministerpräsident Erwin 

v
eufel, über das Ergebnis der Koalitions- 
erhandlungen anschloß. 

s 
l* Bürger müssen spüren, daß die Bot- 

^haft der Landtagswahl am 5. April von 
.er CDU verstanden worden ist. Dieser 
atz am Ende seiner Rede war Angel- 

$clnlCt der Argumentation und fest einge- 
bogener Pflock, von dem sich Diskus- 
j. °nsbeiträge der Delegierten wohl ent- 
, ^en, denen sie aber nicht entkommen 
*°«nten. 

Vh wenn es schwer fällt, so der Mini- 
Präsident, muß die CDU die Wahlent- 

ste> 

0. e'dung der Bürgerinnen und Bürger 
ne Wenn und Aber akzeptieren und 

Rüchen, daraus das Beste für Baden- 
^temberg zu machen. 

^shalb kommen Neuwahlen, allerletzter 
sweg aus einer hoffnungslos verfahre- 
n Notsituation, nicht in Frage. Deshalb 

kommen auch Gespräche mit den Repu- 
blikanern nicht in Frage. 

Erwin Teufel: „Ich sage hier ganz 
deutlich, mit einer nationalisti- 
schen, europafeindlichen und aus- 
länderfeindlichen Partei, die politi- 
sche Konzepte durch demagogi- 
schen Populismus ersetzt, gibt es 
für die CDU keine politischen 
Gemeinsamkeiten." 

Regieren mit der FDP ist schon rechne- 
risch nicht möglich. Und bei den Sondie- 
rungen mit den GRÜNEN stand die 
CDU einem Katalog von Forderungen 
gegenüber, die ohne Ausnahme Bedin- 
gungen der GRÜNEN ohne Verhand- 
lungsspielraum waren: 
• Ausstieg aus der Kernenergie 
• grundsätzlich keine Müllverbrennung 
• Moratorium beim Straßenbau 
• kein sechsspuriger Ausbau von Auto- 

bahnen 
• keine Flughafenerweiterung 
• keine Verfassungsänderung, um dem 

Mißbrauch des Asylrechts zu begeg- 
nen 

• dafür aber Erhöhung der Mineralöl- 
steuer 

• ambulante Abtreibungseinrichtungen 
• eine neue Drogenpolitik und 
• Volksabstimmungen zur Verwirkli- 

chung direkter Demokratie. 
Mit fast demselben Forderungskatalog 
kam zwar auch die SPD in die Verhand- 
lungen. Davon blieb aber am Ende kein 
Punkt, der den Grundsatzpositionen der 
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CDU nicht entsprochen hätte: ein Ver- 
handlungserfolg des Ministerpräsidenten, 
der großen Beifall fand, den niemand 
schmälerte. 
Die eindeutige „Handschrift der CDU" 
in den Koalitionsvereinbarungen war es 
vielmehr, die dem SPD-Parteitag die 
Zustimmung schwer machte, der zur sel- 
ben Zeit nur wenige Kilometer von 
Oberndorf entfernt in Baiingen tagte. 
Erwin Teufel traf die Stimmung: Die 
Begeisterung über eine Koalition mit der 
SPD hält sich in unserer Partei wahrlich 
in Grenzen. Deshalb auch: Was wir mit 
der SPD vorhaben, ist keine Liebesheirat, 
auch keine Ehe auf Zeit, sondern ein 
Bündnis auf Zeit zur Lösung von Sachfra- 
gen, eine „Koalition der Vernunft", die 
nur dann Erfolg haben und Anerkennung 
finden wird, wenn sie die Zukunft unse- 
res Landes entschlossen gestaltet. 
Den Kritikern an der Ressortaufteilung 
zwischen CDU und SPD und an den sich 
daraus ergebenden Berufungen und Ent- 
lassungen von politischen Staatssekretä- 
ren und Ministern gab Erwin Teufel zu 
bedenken: Wie hätte er es denn richtig 
machen sollen, wenn es nach den Mei- 
nungsäußerungen aus der Partei alle 
Ministerien sind, auf die „auf keinen 
Fall" verzichtet werden darf? Wie könne 
man fünf Ressorts abgeben, ohne ein 
wichtiges dabei zu verlieren? 

„Streitkultur" bewiesen 
Die Delegierten des Parteitages hielten es 
keineswegs so, wie es gleich der erste Dis- 
kussionsredner ihnen vorwarf, nämlich 
beim Streit die Fenster zuzumachen, 
damit die Nachbarn ihn nicht hören. 
Da wurde unverblümt Unmut geäußert: 
die Koalition solle wohl „als etwas Ferti- 
ges nur abgesegnet" werden; die Selbst- 
verleugnung sei zu weit gegangen; Maxi- 
malforderung der SPD, auch wenn sie 
bisher ausgeblieben seien, werden noch 

kommen, „daß uns die Ohren schlak- 
kern"; im Kabinett gebe es nicht genug 
„neue Köpfe"; Profilverlust in der Fan11' 
lienpolitik; Verlust der sozialen Kompe' 
tenz. 
Claus Jäger äußerte die Befürchtung, <*a 

die Republikaner die Koalitionsabspr3' 
ehe, Abstimmungen mit wechselnden 
Mehrheiten nicht zuzulassen, dazu miß' 
brauchen werden, „die CDU mit ihren 
ureigenen Anträgen vorzuführen". ^n

Ae 

immer wieder kam die Diskussion aU^ij 
Verteilung der Ressorts zurück: Die C" 
muß die unbequeme Arbeit leisten, d,e 

SPD hat die „Gestaltungs"-Ministerien> 
die Erfolg versprechen. 

Keine „Alternative" 

Der Beifall signalisierte es schon früh: 
Die kritischen Stimmen sind nicht die 
Mehrheit. Das Schlüsselwort, das als 
Rückfrage an sie von den Befürworten1 

der Koalitionsvereinbarungen gerichte 
wird, ist „Alternative": Welche gibt es 
denn zu der angestrebten Koalition? 
„Wir können es doch nicht etwa verant' 
worten, daß Baden-Württemberg in ein 
Staatskrise treibt." 
Einer stellt fest: Viele von uns haben se 
zwei Tagen erst gemerkt, daß wir die 
Wahlen verloren haben. Oder: Wir ha^ 
das Ergebnis vom 5. April noch nicht ^ 
kraftet. Und: Wir erleben jetzt, wie we«1 

es tut, die Macht zu teilen. 
Dank an Erwin Teufel wird geäußert, ° 
Verhandlungskommission sogar ein he 
vorragendes Ergebnis zugesprochen- 
„Deshalb werden wir Vertrauen zurüc, 
gewinnen", selbst wenn es eine KoaW1 

ist, die die Probleme löst. 
Gerhard Mayer-Vorfelder gibt de 

Ausschlag: Das Zusammengehen 
mit der SPD falle auch ihm nicht 
leicht. Aber Schwarz-Grün hätte« 
nicht überlebt. Und zu dem in 
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Kommentare 
Gute Voraussetzungen 
Der unübersehbare Vorteil einer so gro- 
ßen Koalition ist, daß sie ein breiteres 
Kreuz und daher zunächst einmal bes- 
sere Voraussetzungen hat als jede 
andere, besonders schwere Lasten zu 
schultern. Vom Sparen bis zur Stand- 
ortfindungför Sondermüllöfen gibt es 
da reichlich Bewährungschancen. CDU 
und SPD in Baden-Württemberg 
bestünden sie um so besser, je mehr sie 
begreifen: An sich selbst denken dürfen 
Parteien: Selbstzweck sind sie nicht. 

Frankfurter Rundschau 

Auf Sachzwänge gebaut 
Überraschend kam die Zustimmung zur 
Koalition eigentlich nicht. Erstaunlich 
war allenfalls das Ausmaß der Akzep- 
tanz, das sich die Delegierten der Son- 
derparteitage von CDU und SPD am 

Ende abgerungen haben: 76 Prozent 
Zustimmung bei der CDU, 62 Prozent 
bei der SPD. Es hätte auch ganz anders 
ausgehen können. Schließlich darf nicht 
einfach erwartet werden, daß zwei der- 
maßen unterschiedliche Parteien, die 
sich zwanzig Jahre lang als politische 
Gegner bekämpft haben, sich innerhalb 
weniger Wochen nach der Wahl zu 
trauter Gemeinsamkeit vereinen. Nein, 
eine Liebesheirat ist diese Koalition 
nicht, und sie soll es auch nicht sein. 
Koalitionen sind Zweckbündnisse auf 
Zeit, aus der Not geboren, aus Ver- 
nunft akzeptiert, auf Sachzwänge 
gebaut. Freilich stellt gerade eine Große 
Koalition einen Sonderfall dar, der die 
Ausnahme bleiben muß. Aber den 
erzwingt das Ergebnis der baden-würt- 
tembergischen Landtagswahl vom 5. 
April, auch wenn dieses Regierungs- 
bündnis bestimmt nicht Wähler-Wille 
war. Was aber wäre die Alternative 
gewesen. Stuttgarter Zeitung 

Zukunft von der SPD gestellten 
Innenminister: Birzele habe auch 
ihn - sogar zynisch - vorgeführt. 
»Wenn wir aber die Koalition ein- 
gehen, können wir keine Personal- 
bedingungen stellen, das würden wir 
uns umgekehrt ja auch verbitten." 

J^ans Filbinger ruft zu Geschlossenheit 
hlnter Erwin Teufel auf. Die Diskussion 
j^i notwendig und gut. Auch wenn auf 
Ministerien verzichtet werden müsse, 
j^nsere Kompetenz, unsere Grundsätze 
a°en wir nicht abgegeben". 

., enau so der Fraktionsvorsitzende Gün- 
1er Oettinger: „Wir haben uns nicht ver- 
°gen." Die SPD dagegen werde sich 

,   ch wundern, was sie unterschrieben 
at- Sie mußte durch ein Nadelöhr. Eine 

jeden Delegierten zufrieden stellende 
Kabinettsliste wäre die Quadratur des 
Kreises gewesen. Wolfgang Schäuble 
bekräftigt: Die Bevölkerung interessiert 
es herzlich wenig, wer welchen Posten 
hat. Respekt aber davor, was Erwin Teu- 
fel an Vereinbarungen in der Sache mit 
der SPD erreicht habe. 
Lang anhaltender Beifall schließlich für 
den Ministerpräsidenten, der detailliert 
auf die Kritik noch einmal eingeht und 
den Delegierten erklärt: Er stelle sich der 
Verantwortung, wenn und so lange er 
deren Vertrauen habe. 

Erwin Teufel: Nehmen wir uns zu 
allererst der Sorgen unserer Bürge- 
rinnen und Bürger an. Dann werden 
sich „automatisch" auch unsere 
Chancen wieder bessern. • 
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Volker Kauder zur Parteiarbeit: 

Aus einer offenen Diskussion 
soll ein neuer Anfang werden 
Wir haben jetzt in Baden-Württem- 
berg eine große Koalition für die kom- 
mende Legislaturperiode. Diese Koali- 
tion steht unter einem großen Erfolgs- 
druck. Diese Koalition ist uns nicht 
leicht gefallen. Die vorliegende Koali- 
tionsvereinbarung ist ein anspruchsvol- 
les Programm, das wir als Partei voll 
mittragen können. Wir werden als Par- 
tei unseren Beitrag leisten, daß aus 
dem Papier erfolgreiche Politik wird. 

Wir müssen uns aber auch intensiv und 
selbstkritisch mit dem Zustand.unserer 
Landespartei befassen: Da wir in den 
letzten 20 Jahren nach Landtagswahlen 
allein regiert haben, haben wir die Tatsa- 
che verdrängt, daß wir ab 1976 von Land- 
tagswahl zu Landtagswahl immer Pro- 
zentpunkte verloren haben. Die Regie- 
rung wurde von der CDU gestellt und 
damit wurde zur Tagesordnung überge- 
gangen. 
Auf die Landespartei kommen jetzt neue 
große Herausforderungen zu: 
• Aufgabe der CDU Baden-Württemberg 
ist es, die Arbeit der Koalitionsregierung 
und der Landtagsfraktion politisch zu 
begleiten und die Politik dem Bürger zu 
erklären und dafür zu werben. 
• In jeder Koalition besteht die Gefahr, 
daß das politische Profil der CDU 
unscharf, daß es abgeschliffen wird. Hier 
ist die Partei herausgefordert, die Positio- 
nen der CDU jenseits von Koalitions- 
kompromissen klar und deutlich zum 
Ausdruck zu bringen. 
• Neben politisch-inhaltlichen Fragen ist 
aber auch eine vertiefte Diskussion in 

allen Gliederungen der Partei über Fra- 
gen der Parteiorganisation und Parteiar- 
beit erforderlich. Wir müssen uns erneu- 
ern. Wir müssen attraktiver werden. Es 
muß interessant sein, bei uns mitzuma- 
chen. Parteimitgliedschaft muß Mitwir- 
kung bedeuten. 
Dazu ist eine radikale Überprüfung trad»' 
tioneller Formen der Parteiorganisation 
und der Parteiarbeit erforderlich. 

Wir brauchen einen neuen Stil poli*1' 
scher Auseinandersetzung. Nicht Kon- 
frontation um der Konfrontation willen- 
Vielmehr Klarheit in der Sache und Ent' 
schiedenheit in den eigenen Positionen- 

a Es muß wieder stärker ins Bewußt- 
sein kommen, daß politische Ämter und 

Aus der Rede des 
Generalsekretärs Volker Kauder 
„Die CDU in der Bewährungs- 

probe", Einführung in den Antrag 
des Landesvorstands zur Partei- 
arbeit, auf dem Landesparteitag 

in Oberndorf 

Mandate in Partei und Staat Ämter auf 
Zeit sind. Versorgungsdenken muß 
zurückgestellt werden. Politiker müssen 
sich eher das Risikodenken eines Unter- 
nehmers verinnerlichen als das Sicher- 
heitsdenken eines Beamten. 

Partei und Politik müssen alles ver- 
meiden, was danach aussieht, sie würden 
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Transferleistungen für die neuen Bundesländer 
Die Transferleistungen für die 
neuen Bundesländer aus öffent- 
lichen Haushalten im Jahr 1992 
betragen 173 Mrd. DM (brutto) 
bzw. 142 Mrd. DM (netto). Im ein- 
zelnen: 
• Bundeshaushalt: 83 Mrd. DM 
• Fonds „Deutsche Einheit": 

34 Mrd. DM 
• ERP-Kredite: 10 Mrd. DM 
• EG: 5 Mrd. DM 
• Rentenversicherung: 17 Mrd. DM 
• Bundesanstalt für Arbeit: 

33 Mrd. DM 
• Länder/Gemeinden West: 

2 Mrd. DM 

Dem stehen Steuermehreinnahmen 
des Bundes in Höhe von 28 Mrd. DM 
und Verwaltungsmehreinnahmen des 
Bundes in Höhe von 3 Mrd. DM 
gegenüber, so daß sich ein Nettotrans- 
fer von 142 Mrd. DM ergibt. Steuer- 
mehreinnahmen beim Bund und den 
alten Bundesländern aus einigungsbe- 
dingtem Wirtschaftswachstum in 
Westdeutschland sowie der Abbau tei- 
lungsbedingter Ausgaben beim Bund 
sind in dieser Aufstellung nicht ent- 
halten. 
Diese Werte müssen bei einer realisti- 
schen Gesamtberechnung des Netto- 
transfers berücksichtigt werden. 

s'ch den Staat zur Beute machen. Es darf 
keine Privilegien geben. Wir müssen uns 
aber auch selbstbewußt dazu bekennen, 
daß wir als Parteien auf Spenden und 
Erstattungen von Wahlkampfkosten 
angewiesen sind und daß unsere Politiker 
angemessen bezahlt werden müssen. 

El Wir müssen unsere Parteiarbeit 
niodernisieren und systematisieren. Wir 
brauchen weniger interne Sitzungen und 
mehr Kontakt mit dem Bürger. Das Ziel 
heißt: von der Gremien-Partei zur Bür- 
ßerpartei. Wir müssen ernsthaft prüfen, 
Wie wir den Sachverstand von Nichtmit- 
Shedern stärker für unsere Arbeit gewin- 
nen können als bisher. 
Wir müssen Offenheit gegenüber neuen 
Noblemen und gesellschaftlichen Ent- 
wicklungen zeigen. Das heißt auf keinen 
Fall, dem Zeitgeist nachjagen. Es heißt 
a°er, sich in die Diskussion einschalten 
und nicht zulassen, daß andere sich breit- 
machen. 

a _ Wir dürfen bei aller berechtigter Kri- 
t!k nicht zulassen, daß politisches Enga- 

gement pauschal verächtlich gemacht 
wird. Ich fordere deshalb die Medien zu 
gerechter und fairer Kritik auf. Ich sage 
dies ohne Wehleidigkeit. Aber Sorgfalt, 
Abgewogenheit, Sachverstand und 
Menschlichkeit sind sowohl von der Poli- 
tik als auch von den Medien täglich 
gefordert. 

Eine entscheidende Frage ist die 
nach der Zukunft der CDU als Volkspar- 
tei. Der Grundkonsens, der eine Gesell- 
schaft zusammenhält, wird immer schwä- 
cher, die Bedeutung und die Durchset- 
zung von Einzelinteressen immer wichti- 
ger. Die Gesellschaft wird differenzierter 
und individualistischer. Politische und 
religiöse Weltanschauungen und Prinzi- 
pien verlieren an Bedeutung. Der Säkula- 
risierungsprozeß setzt sich fort. Die tradi- 
tionelle Bindungswirkung der Volkspar- 
teien läßt nach. 

Wir stehen jetzt am Anfang einer notwen- 
digen intensiven und offenen Diskussion 
in unserer Partei. Ein neuer Aufbruch soll 
daraus werden. • 
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Denkzettel-Mentalität gefährdet 
die Demokratie als Staatsform 
Politiker stehen im Kreuzfeuer der 
Kritik. Das ist ein Wesensmerkmal der 
Politik und der Demokratie. Wer 
Macht ausübt, muß sich ein hohes 
Maß an Aufmerksamkeit der Öffent- 
lichkeit gefallen lassen. Das wissen die 
Politiker, wenn sie in die Politik gehen 
oder wenn sie ein Regierungsamt über- 
nehmen. Allerdings haben sie ein 
Recht auf faire Kritik: Wer Kritik an 
politischen Entscheidungen übt, sollte 
nicht den Blick für die Realität und 
das politisch Machbare verlieren. 

Die Gesetzgebung der Parlamente bei- 
spielsweise muß den Grundsätzen der 
Demokratie entsprechen; eine demokra- 
tisch-pluralistische Entscheidung sollte 
immer das Resultat aus konkurrierenden 
Meinungen darstellen. Denn der Geset- 
zesbeschluß verpflichtet alle Staatsbür- 
ger, sich an dieses Gesetz zu halten. Die 
Medien kommentieren und interpretieren 
politische Entscheidungen, beurteilen 
und verteilen Noten an die verantwortli- 
chen Politiker. Tiefschläge werden ver- 
setzt, die oftmals Gefühle und Würde ver- 
letzen. 

Die bundesdeutsche Gesellschaft hat sich 
daran gewöhnt, daß Politiker von Medien 
je nach Bedarf hochgelobt oder in den 
Dreck gezogen werden. Nicht nur die 
Parlamentsstars, auch die anderen Politi- 
ker sind einer Berichterstattung ausge- 
setzt, die eine notwendige Differenzie- 
rung vermissen läßt. Dabei werden 
Schwächen und Fehler von Personen in 
den Vordergrund gestellt, die mit der 
eigentlichen politischen Sache, um die es 
geht, nichts zu tun haben. Politik wird 
nicht nur von einzelnen gemacht, sondern 

ist auch immer Ausdruck eines Konsen- 
ses verschiedener Fraktionen, die wie in 
Bonn eine Koalition bilden. 
Logische Konsequenz eines solchen 
Trommelfeuers: Alle Parteien leiden 
unter Nachwuchssorgen, und es ist zu 
befürchten, daß immer weniger Men- 
schen den Weg in die Politik Finden. Man 
kehrt der Politik den Rücken oder steigt 
erst gar nicht in die Politik ein und geht 
in Berufe, in denen man nicht ständig 
Anfeindungen ausgesetzt ist. Das Ergeb- 
nis dieser Entwicklung wird sein, daß in 
den Parlamenten nur noch wenige gesell- 
schaftliche Gruppen präsent sind und 

Von Otto Hauser, 
Vorsitzender der Landes- 
gruppe Baden-Württemberg 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion 

daß einseitige und somit qualitativ 
schlechtere Politik gemacht wird. 
Werden gerade einmal nicht einzelne 
Politiker „in die Pfanne gehauen", dann 
richtet sich der Unmut gegen „die Poli- 
tik". Dabei wird nicht genügend berück- 
sichtigt, daß hinter „der Politik" Men- 
schen stehen, die eine Meinung haben 
und über Verstand verfügen, die den 
Anspruch auf Redlichkeit haben wie 
jeder andere Bürger auch. Wer sich für 
den Beruf des Politikers entscheidet, 
übernimmt eine besondere Verantwor- 
tung, legt aber kein Gelübde ab. 
39 Mitglieder hat die CDU-Landes- 
gruppe Baden-Württemberg im Deut- 
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sphen Bundestag. Nahezu alle von ihnen 
sjnd direkt gewählte Abgeordnete. Sie 
Slnd in ihren Wahlkreisen angesehen und 
respektiert. Alle vier Jahre müssen sie 
^|ch erneut der Wahlentscheidung des 
Volkes stellen, das dann die Leistung und 
Person des Politikers beurteilt. Vergegen- 
wärtigt man sich die Wahlergebnisse, so 
s,id diese mehr Ausdruck des Vertrauens 
?ls des Mißtrauens. Wer von denen, die 
u^r „die Politiker" reden und schreiben, 
^rde sich denn alle vier Jahre einer sol- 
len Überprüfung durch das Volk stel- 
len? 
ch räume ein, daß unsere Demokratie 

^runter leidet, daß Entscheidungen zu 
ange dauern. Die Zeit des Taktierens ist 
Jjrklich vorbei. Es darf nicht länger an 
^ut fehlen, die Dinge beim Namen zu 
nennen und in der eigenen Partei umstrit- 
eile Entscheidungen zu vertreten. Selbst- 

Verständlich hat jede getroffene Entschei- 

Ö emokratischer Konsens 
ung am Ende immer Befürworter und 

^egner. Der schwer zu findende demo- 
ratische Konsens und die geteilte Reak- 

,Qn des Wahlvolkes auf die Entscheidun- 
gen der Parlamente darf jedoch nicht zu 
'ner Infragestellung der Demokratie an 

s*h führen 
j/il einer Denkzettel-Mentalität verküm- 
s 

et die Freiheit des Wählers zu einer 
rafaktion gegen die Demokratie als 

. taatsform. Im Fall Baden-Württembergs 
2War die Rechnung derjenigen aufge- 

ben, die es der CDU und auch der 
, u einmal zeigen wollten, das eigentli- 

, e Ziel dieser Wähler, nämlich die 
sung einiger wichtiger politischer 

s k   raSen> wurde dadurch nur noch 
nwerer. Das Fehlen einer eindeutigen 

l^hrheit im Landtag führt zu einer 
°a,ition, die zu Kompromissen gezwun- 

gen sein wird und somit noch seltener 
klare Positionen beziehen kann. 
Ich stelle mich in dieser Situation vor 
alle, die trotz vieler Anfeindungen und 
ständig wachsenden Ansprüchen die Ver- 
antwortung für unsere Demokratie über- 
nehmen. Meine Bitte an alle, die mit „der 

Gerechte Maßstäbe  

Politik" und „den Politikern" zu tun 
haben, ist: Legen Sie nicht bei anderen 
Maßstäbe an, die Sie selber nicht erfüllen 
könnten. „Allen Leuten recht getan, ist 
eine Kunst, die niemand kann." Wer die 
Politik an diesem Kriterium mißt, ver- 
kennt den Sinn der Demokratie, die 
davon lebt, daß möglichst viele Men- 
schen sich mit dem Staat identifizieren 
und an der politischen Willensbildung 
mitwirken. 
Wer sich von der Politik abwendet, darf 
sich nicht beschweren, daß über seinen 
Kopf hinweg Politik gemacht wird. Poli- 
tikverdrossenheit heute wird sich in 
naher Zukunft auf uns alle auswirken: 
Man stelle sich vor, wir hätten eine 
Demokratie und keiner macht mit. 

Personalien 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat in ihrer Sitzung am 20. Mai 1992 
den CDU-Bundestagsabgeordneten 
Thomas Kossendey zum stellvertreten- 
den Vorsitzenden der Arbeitsgruppe 
Verteidigung (Obmann) gewählt. 

Die CDU-Bundestagsabgeordnete 
Hedda Meseke wurde als stellvertre- 
tende Vorsitzende des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung sowie des Aus- 
schusses für Wahlprüfung nominiert. 
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Ottfried Hennig: Die CDU muß 
verstärkt für Europa werben 
Das Einhalten des Kurses der Erneue- 
rung kündigte der Landesvorsitzende 
und Fraktionsvorsitzende im schles- 
wig-holsteinischen Landtag, Ottfried 
Hennig, bei der ersten Sitzung des 
Landesausschusses der CDU Schles- 
wig-Holstein nach der Landtagswahl 
vom 5. April an. 
In Anwesenheit von Generalsekretär 
Peter Hintze diskutierten am 23. Mai in 
Bordesholm die Delegierten die Folge- 
rungen, die aus dem Wahlergebnis für 
Schleswig-Holstein zu ziehen sind. Den 
minimalen prozentualen Gewinnen der 
CDU stehe zwar ein Verlust von fast 
neun Prozent bei der SPD gegenüber, die- 
ser ist nicht der CDU, sondern insbeson- 
dere den kleineren Parteien zugute 
gekommen. 
Der Landesausschuß war sich mit seinem 
Landesvorsitzenden Ottfried Hennig 
einig: Die Wähler der rechtsextremen 
DVU haben gegen das Unvermögen der 
großen Parteien protestiert, bestimmte 
Probleme zu lösen. 
Hinzu komme ein Gefühl der Unsicher- 
heit bei vielen Menschen. Die Einheit 
Deutschlands, der Zusammenbruch der 
Sowjetunion und des Ostblocks, die Eini- 
gung Europas mit ihren Folgen seien 
Ereignisse, die in ihrem ganzen Ausmaß 
für die Menschen noch nicht zu überblik- 
ken seien. 
Die Parteien seien dazu aufgerufen, 
erklärte Ottfried Hennig, die Ursachen 
des Protestwahlverhaltens zu beseitigen, 
indem die Probleme gelöst werden, die 
vom massenhaften Mißbrauch des Asyl- 
rechts über die Wohnungsbaupolitik bis 
zur Konsolidierung der Lage in den jun- 
gen Bundesländern reichten. 

Dabei müsse die CDU insbesondere für 
die Einigung Europas verstärkt werben. 
„Ich halte es für bedrückend", sagte Hen- 
nig, „wenn ausgerechnet jetzt, wo der 
Traum vom vereinten Europa Wirklich- 
keit werden kann, die Zustimmung zu 
Europa in der Bevölkerung auf ein 
Rekordtief sinkt." 
Über die bundespolitischen Probleme 
hinaus müsse die Landespartei selbst sie»1 

in Teilbereichen neu organisieren und e> 
noch attraktiveres Erscheinungsbild ent- 
wickeln. Schon jetzt müsse die Partei an 
die Kommunal wähl im Frühjahr 1994 
denken, bei der sie wieder stärkste poll*1' 
sehe Kraft in den Kreisen, Städten und 
Gemeinden werden wolle. 
Daran werde die Landtagsfraktion, die 
zur Hälfte aus neuen Mitgliedern besten - 
kräftig mitarbeiten. 

Für ein klares Profil 
Für ein klares Profil der CDU sprach s»^ 
Generalsekretär Peter Hintze bei seinem 
ersten Besuch in Schleswig-Holstein aus- 
Die CDU habe bewiesen, daß sie in 
schwierigen Zeiten die einzige Kraft Wäf< 
die in der Lage war, Probleme zu lösen- 
Dies habe sich in dem großen Aufbau- 
prozeß nach dem Krieg gezeigt, und die8 

zeige sich im Prozeß der deutschen Ein1' 
gung ebenso wie im europäischen Eini- 
gungsprozeß. 
Die Union habe das überzeugende Kon' 
zept für Problemlösungen, die oft an der 
Verweigerungshaltung der SPD scheitef' 
ten. Niemand könne ein Patentrezept f°r 

eine schnelle Genesung der großen Paf' 
teien vorlegen. Zukunft gebe es aber nuf 

für eine Partei, die interessant sei und e> 
klares Profil habe. 
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Wieder lieferbar! 
Rechtzeitig zur Sommerzeit ist die CDU- 
Tischdecke wieder verfügbar. 50 m Tisch- 
decke, das sind 50 m2 CDU-Werbung 
bläßlich Ihrer CDU-Veranstaltung, einer 
Grillparty oder einer durch Ihren CDU-Ver- 
band unterstützten Fremdveranstaltung. 
Ur>d was ist mit dem Umweltschutz? Auch 
daran haben wir gedacht! Die jetzt liefer- 
bare neue Tischdecke ist noch umwelt- 
freundlicher und zudem preiswerter als 
bisher, denn die neue CDU-Tischdecke 
besteht ausschließlich aus chlorfrei recy- 
celten Zellstoffen, und das zu dem sagen- 
haft günstigen Preis von 25,— DM je 
50 m-Rolle. 

^röße:50m x 100 cm 
°estell-Nr.:9059 
PreisjeRolle:25,- DM 

Bestellungen an: 
IS Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold • Fax (05423) 41521 

Fensterschwamm 

Das ist der neue unentbehrliche Helfer für 
Haushalt und Auto. Beschlagene Schei- 
ben oder Spiegel kein Problem! Mit dem 
neuen Fensterschwamm erhalten Sie 
sofort wieder freie Sicht. Verschmierte 
Autoscheiben im Gegenlicht? Mit dem 
neuen Fensterschwamm ist die Gefahr im 
Nu streifenfrei gebannt. 

Bestell-Nr.: 9488 
Verpackungseinheit: 10 Exemplare 
Preis je Einheit: 29-DM 

dem Weg zur Bundeswehr der 
Zukunft". 
In vier Arbeitskreisen werden am 
Nachmittag die wichtigsten Aspekte 
diskutiert und im Ergebnis zusammen- 
gefaßt. 
• Termin: Donnerstag, 4. Juni 1992, 
10.00 Uhr. 
Anmeldung und organisatorische 
Rückfragen bitte an: 
Arbeitsgruppe Verteidigungspolitik 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Tel.(0228)162133 

CDU im Dialog 

»Bundeswehr im Wandel" ist das 
Thema einer Veranstaltung im Kon- 
rad-Adenauer-Haus in Bonn, zu der 
der Beauftragte der CDU für die 
Bundeswehr, Paul Breuer, einlädt. 

Nach einem Grußwort von Generalse- 
kretär Peter Hintze spricht Bundesver- 
teidigungsminister Volker Rühe zum 
Thema „Armee im Umbruch — auf 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Mit dieser großen 
Universaltasche.. 

... können Sie nicht nur Einkaufen gehen, 
auch im Schwimmbad oder beim Pick- 
nick bietet sich der Einsatz dieser 
Tasche an. Reißfestes Nylongewebe, 
eine zusätzliche Reißverschlußtasche an 
der Außenseite sowie die Supergröße 
von 53 x 40 cm sind die hervorstechen- 
den Merkmale dieser Tasche. 

• Bestell-Nr.: 9442 
Verpackungseinheit: 5 Exemplare 
Preis je Einheit: 40,— DM 
zuzüglich Mehrwertsteuer inklusive 
Versand. 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 13 28 • 4804 Versmold 
Fax:(05423)41521 
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